
Datenanalyse
Zahlreiche Faktoren können das lang-
fristige Ergebnis einer endodontischen 
Therapie negativ beeinfl ussen, die Ver-
tikalfraktur ist eine davon. Von Dr. 
Veronika Walter.

Keramikimplantate
Großer Erfolg: Unter der Themenstel-
lung „Ceramic Implants – Game Chan-
ger in der Implantologie“ fand im 
Mai in Konstanz am Bodensee die 
5. ISMI-Jahrestagung statt.

Paro-Endo-Läsionen 
Adjuvantes Behandlungsverfahren: Die 
Insertion eines PerioChip ist dank der 
verzögerten Wirkstofffreisetzung eine 
elegante und besonders nachhaltige 
Methode. Seite 6f Seite 11 Seite 15

Deutschland hat über 95.000 
Zahnärzte – nur wo sind sie?

BZÄK und KZBV: Report schlüsselt Erwerbstätigkeit 
deutscher Zahnärzte auf. 

BERLIN – Gemeinhin wird in 
Deutschland von rund 70.000 prak-
tizierenden Zahnärzten gespro-
chen. Erfasst sind aber genau ge-
nommen sehr viel mehr: insgesamt 
95.189. Also doch kein Zahnärzte-
mangel? Oder wie sind die restli-
chen 25.000 zu erklären?

Antworten liefert der Report 
Daten & Fakten 2019, heraus gegeben 
von der Bundeszahnärztekammer 
(BZÄK) und der Kassenzahnärztli-
chen Bundesvereinigung (KZBV). 
Dieser schlüsselt unter anderem die 
Art der Erwerbstätigkeit der deut-
schen Zahnärzte auf.

Der Bericht zeigt, dass von den 
95.189 erfassten Zahnärzten 23.067 
ohne zahnärztliche Tätigkeit sind. 
Die Vermutung, dass hier vor allem 
Zahnärzte, die bereits aus dem Be-
rufsleben ausgeschieden sind, eine 
Rolle spielen, wurde auf schriftliche 

Nachfrage von der BZÄK bestätigt. 
Nach Angaben der Kammer ma-
chen fast drei Viertel dieser Perso-
nengruppe Zahnärzte im Ruhe-
stand aus. Schätzungen zufolge 
seien rund 20 Prozent der Zahn-
ärzte nur „vorübergehend nicht 
aktiv“, beispielsweise durch Eltern-
zeit (der Großteil) oder Krankheit. 
Die restlichen Zahnärzte sind ent-
weder arbeitslos oder einer „fach-
fremden“ Tätigkeit nachgegangen.

Deutliche Trendwende 
erkennbar
Die Zahlen spiegeln zudem deut-
lich die Trendwende weg von der 
eigenen Praxis hin zum Angestell-
tenverhältnis wider. 2017 waren 
51.058 Zahnärzte in ihrer eigenen 
Praxis niedergelassen. Sie machen 
demnach 53 Prozent aus – zehn 
Jahre zuvor waren es noch gut zwei 

Drittel. Die Zahl der in Praxen an-
gestellten Zahnärzte ist hingegen 
von 7.209 im Jahr 2007 auf 17.712 
gestiegen. Den geringsten Anteil in 
der Erwerbsaufsplittung nehmen 
mit 3,5 Prozent Angestellte außer-
halb zahnärztlicher Praxen ein. 

Quelle: ZWP online

HAMBURG – Laut Medizinklima-
index Frühjahr 2019, einer repräsen-
tativen Erhebung der Stiftung Ge-
sundheit, beurteilen die Ärzte in 
Deutschland ihre aktuelle und künf-
tige wirtschaftliche Lage wieder zu-
rückhaltender: Nach dem leichten 
Anstieg im Herbst 2018 fi el der Me-
dizinklimaindex (MKI) aktuell mit 
dem Wert von –1,0 wieder auf den 
Stand vom Frühjahr 2018 zurück.

„Damit hält sich die negative 
Grundstimmung mittlerweile be-
reits über drei Auswertungszeit-
räume hinweg“, bilanziert Prof. Dr. 
Konrad Obermann, Forschungsleiter 
der Stiftung Gesundheit. Dies war 
zuletzt in den Jahren 2012/2013 der 
Fall. Dennoch ist in einigen Fach-
gruppen durchaus Optimismus zu 
erkennen. 

Die Zahnärzte, deren Fach-
gruppenindex vor einem Jahr noch 
bei –7,7 lag, blicken mit einem Fach-
gruppenindex von +4,2 wieder deut-
lich optimistischer in die Zukunft. 
Dabei bezeichnen 58,3 Prozent die 
aktuelle wirtschaftliche Lage als gut, 
25 als stabil. Lediglich 16,7 Prozent 
stufen die Situation als schlecht ein.

Am deutlichsten verbesserte sich 
die Stimmung jedoch bei den Haus-
ärzten: Nachdem ihr Fachgruppen-

index von Herbst 2017 bis Herbst 
2018 fast 14 Prozentpunkte verloren 
hatte, erholte sich der Wert nun und 
liegt mit +5,0 wieder im positiven 
Bereich. Dagegen konnte sich der 
zuletzt beobachtete positive Trend 
in den beiden anderen Fachgruppen 
nicht fortsetzen: Die wirtschaftliche 
Erwartung der Fachärzte verschlech-

terte sich um 3,0 Punkte auf einen 
Wert von –7,1. Noch stärker waren 
die Einbußen bei den Psychologi-
schen Psychotherapeuten: Ihr Index 
verlor im vergangenen halben Jahr 
8,5 Punkte und liegt nun mit –6,5 
Punkten ebenfalls im negativen Be-
reich. 

Quelle: Stiftung Gesundheit
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BZÄK und KZBV: Report schlüsselt Erwerbstätigkeit 

BERLIN – Gemeinhin wird in 
Deutschland von rund 70.000 prak-
tizierenden Zahnärzten gespro-
chen. Erfasst sind aber genau ge-
nommen sehr viel mehr: insgesamt 
95.189. Also doch kein Zahnärzte-
mangel? Oder wie sind die restli-
chen 25.000 zu erklären?

Daten & Fakten 2019
von der Bundeszahnärztekammer 
(BZÄK) und der Kassenzahnärztli-
chen Bundesvereinigung (KZBV). 
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Optimistischer Blick in die Zukunft
Medizinklimaindex Frühjahr 2019 veranschaulicht Stimmungslage deutscher Ärzte.

LEIPZIG – Pünktlich mit der ersten 
Ausgabe 2019 präsentiert sich das be-
liebte Supplement Zahnärztliche As-
sistenz der Dental Tribune Deutsch-
land in einem völlig neuen Layout 
und mit topaktuellen Inhalten. Der 
thematische Fokus bleibt nach wie 
vor das Herz jeder Zahnarztpraxis – 

die Zahnmedizinische Fachange-
stellte. Eigens für diese junge, selbst-
bewusste und moderne Leserschaft 
widmet sich die Publikation nicht 
nur Fachthemen so wie tagesaktu-
ellen News, sondern schafft vor 
allem die Verbindung von Print und 
Online: Überall bietet das Heft ver-
stärkt Möglichkeiten, sich aktiv zu 
beteiligen und mitzudiskutieren – 
überzeugen Sie sich selbst! 
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Editorische Notiz (Schreibweise männlich/weiblich/divers)
Wir bitten um Verständnis, dass – aus Gründen der Lesbarkeit – auf eine durch gängige Nennung der männlichen und 
weiblichen Bezeichnungen verzichtet wurde. Selbstverständlich beziehen sich alle Texte in gleicher Weise auf Männer 
und Frauen.

Arbeitszeiterfassung für EU-Staaten nun verpfl ichtend
EuGH-Urteil: Mitgliedsländer müssen verlässliches System einführen.

LUXEMBURG – Der Gerichtshof 
der Europäischen Union (EuGH) 
gab in einem Grundsatzurteil einer 
spanischen Gewerkschaft recht, die 
die Deutsche Bank zur vollständi-
gen Aufzeichnung der täglich ge-
leisteten Arbeitsstunden ihrer An-
gestellten verpfl ichten wollte. Die 
Mitte Mai getroffene Entscheidung 
begründe sich laut EuGH aus der 
Charta der Grundrechte der Euro-
päischen Union und der Arbeits-
zeitrichtlinie.1 Diese Richtlinien 
stünden im Licht der Charta einer 
Regelung entgegen, die nach ihrer 
Auslegung durch die nationalen 
Gerichte die Arbeitgeber verpfl ich-
tet, ein System einzurichten, mit 
dem die von einem jeden Arbeit-
nehmer geleistete tägliche Arbeits-
zeit gemessen werden kann.

Die Mitgliedsstaaten müssen 
laut EuGH dafür sorgen, dass den 
Arbeitnehmern ihre verliehenen 
Rechte zugutekommen – ohne, dass 
die von den einzelnen Ländern 
gewählten konkreten Modalitäten 
diese Rechte inhaltlich aushöhlen 
dürfen, zum Beispiel durch rein for-
mal genehmigte Pausenzeiten oder 
nicht zu beweisende Überstunden. 

Ein System zur täglichen Arbeits-
zeiterfassung kann die Zahl der ge-
leisteten Arbeitsstunden und ihre 
Verteilung sowie die genaue Zahl 
der Überstunden objektiv und ver-
lässlich ermitteln. Ohne dieses In-
strument sei es für Arbeitnehmer 
äußerst schwierig oder gar praktisch 
unmöglich, ihre Rechte durchzu-
setzen.

Um nun die nützliche Wirkung 
der von der Arbeitszeitrichtlinie 
und der Charta verliehenen Rechte 
zu gewährleisten, müssen die Mit-
gliedsstaaten die Arbeitgeber nun 

dazu verpfl ichten, ein objektives, 
verlässliches und zugängliches Sys-
tem zur Arbeitszeiterfassung einzu-
richten. Dabei überlässt der EuGH 
es den einzelnen Ländern, die kon-
kreten Modalitäten zu bestimmen. 

1  Richtlinie 2003/88/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
4. November 2003 über bestimmte As-
pekte der Arbeitszeitgestaltung (ABl. 
2003, L 299, S. 9).

Quelle: 
Gerichtshof der Europäischen Union
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VDZI-Präsident: Pragmatische 
Lösungen für neue MDR

Anfang Mai fand der fünfte Parlamentarische Abend der 
Gesundheitshandwerke statt. 

BERLIN – Anfang Mai wurde im 
Rahmen des fünften Parlamentari-
schen Abends der Arbeitsgemein-
schaft Gesundheitshandwerke in 
Berlin berufs- und gesundheitspo-
litische Standpunkte in einem ge-
meinsamen Positionspapier (mehr 
dazu auf Seite 5) vorgestellt. Das 
Treffen führte wichtige Entschei-
dungsgeber aus Politik, Verwaltung 
und den Gesundheitshandwerken 
zusammen. Der Präsident des Ver-
bandes Deutscher Zahntechniker -
Innungen (VDZI), Dominik Kru-
chen, nahm mit seinen Vorstands-
mitgliedern und General sekretär 
Walter Winkler an der Veranstal-
tung teil. In seinem Statement kon-
zentrierte sich Kruchen auf die He-
rausforderungen der Umsetzung 
der neuen Medizinproduktever-
ordnung und auf die Entwicklung 
der Zahnärztlichen medizinischen 
Versorgungszentren (Z-MVZ). Er 
lobte dabei den konstruktiven Aus-
tausch mit dem Bundesministe-
rium für Gesundheit (BMG) über 
eine pragmatische Auslegung der 
neuen Europäischen Verordnung 
über Medizinprodukte (MDR).

Die größte strukturelle Heraus-
forderung für die Zahntechnik seien 

laut VDZI-Präsident aber die 
Z-MVZ. Die Kommerzialisierung 
der Zahnheilkunde sei damit kom-
plett freigegeben. Gleichzeitig sei 
damit verbunden, dass der Begriff 
des Praxislabors rechtlich nun 
vollständig „entkernt“ würde. Laut 
Kruchen fehle den Z-MVZ die 
berufs- und gebührenrechtliche 
Grundlage für das Betreiben eines 
eigenen Praxislabors: „Der Gesetz-
geber muss sich mit der Aushöh-
lung der Freiberufl ichkeit beschäf-
tigen und hier für die notwendige 
Klarheit sorgen. Die Gefahr ist real, 
dass niemand mehr hinter der Tür 
eines MVZ die Einhaltung des 
geltenden Berufs- und Gebühren-
rechts nachprüfen kann“, mahnte 
er. Die zahntechnischen Meister-
betriebe seien im Zuge der Auswei-
tung der Z-MVZ, trotz ihrer hohen 
Leistungsfähigkeit, die Opfer feh-
lender Rechtsklarheit und -durch-
setzung. Die Maßnahmen zur Be-
schränkung von Z-MVZ, die mit 
dem Terminservice- und Versor-
gungsgesetz erfolgt seien, lösten 
diese Problematik nicht. 

Quelle: VDZI

Dominik Kruchen
Präsident des Verbandes Deutscher 
Zahntechniker-Innungen (VDZI)
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Zahnärztin fordert von Uni 75.000 Euro
Universitätsklinikum Regensburg und der Freistaat Bayern werden verklagt.

REGENSBURG – Eine Zahnärztin 
aus dem Landkreis Landshut ver-
klagt das Universitätsklinikum Re-
gensburg sowie den Freistaat Bay-
ern und fordert die Erstattung 
ei nes halbjährlichen Verdienstaus-
falls. Grund: Sie wurde – ihrer An-
sicht nach – zu spät zum Examen 
zugelassen.

Der Fall ist gleich aus zwei 
Gründen etwas außergewöhnlich: 
Zum einen, weil er vor dem Landes-
gericht Regensburg verhandelt wird 
und nicht wie im Normalfall, wenn 

es um Klagen durchgefallener Stu-
denten geht, am Verwaltungsge-
richt. Zum anderen handelt es sich 
hierbei nicht um eine gewöhnliche 
Prüfungsanfechtung. Die Klägerin 
fordert stattdessen einen Ver-
dienstausfall in Höhe von knapp 
75.000 Euro, wie die Passauer Neue 
Presse berichtet. Damit will sie das 
halbe Jahr, welches sie durch die 
spätere Examenszulassung verloren 
hat, geltend machen.

Hintergrund der Verzögerung 
ist, dass der Prüfer des „Prothetik II“-

Kurses die damalige Zahnmedi-
zinstudentin durchfallen ließ. Das 
Gericht muss nun entscheiden, ob 
Klage und Summe gerechtfertigt 
sind. Schließlich geht die Zahnärz-
tin von einem Jahresgehalt von ca. 
150.000 Euro aus. Kommt es zu 
keiner Einigung zwischen den Par-
teien, wird das Verfahren Mitte Juni 
am Landesgericht Regensburg fort-
gesetzt. 

Quelle: ZWP online

Keine Sonderregeln für Dentalketten!
Forderung nach einheitlicher Berufsaufsicht und gleichen berufsrechtlichen Regeln.

WIEN – Auf seiner Frühjahrsvoll-
versammlung am 24. und 25. Mai 
2019 in Wien forderte der Europäi-
sche Zahnärzteverband (Council 
of European Dentists, CED), dass 
es keine Sonderregeln für Dental-
ketten geben dürfe und sie Mitglied 
in den Zahnärztekammern sein 
müssten. Nur so sei eine einheitli-
che Fachaufsicht sichergestellt, die 
die Patienten schützt.

Die Vertreter aller nationalen 
Zahnärzteverbände und -kammern 
waren sich darin einig, dass nicht 
nur der einzelne Zahnarzt, sondern 
auch Dentalketten als juristische 
Personen den gleichen berufsrecht-

lichen Regeln und der gleichen Auf-
sicht unterworfen sein müssen.

Der CED-Präsident Dr. Marco 
Landi betonte: „Wir alle teilen die 
Sorge, dass sich das Engagement 
von Finanzinvestoren, deren Haupt-
ziel die Gewinnmaximierung ist, 
am Ende gegen die hohe Qualität 
der Versorgung und damit gegen 
die Patientinnen und Patienten wen-
det.“ In der nächsten CED-Vollver-
sammlung soll daher klar Position 
bezogen werden, wonach alle zahn-
ärztlichen Einrichtungen, ungeach-
tet ob Einzelpraxis oder Dental-
kette, dem gleichen Berufsrecht 
und – soweit vorhanden – der Kon-

trolle der Kammern unterliegen 
müssen, um eine gute Qualität der 
Versorgung sicherzustellen. 

Aus der Sicht der deutschen 
Delegation stellt BZÄK-Präsident 
Dr. Peter Engel klar: „Wir müssen 
sicherstellen, dass über die gleiche 
Berufsaufsicht in den Zahnärzte-
kammern gleiche Regeln für alle 
gelten. Dort, wo es in Europa Zahn-
ärztekammern gibt, müssen auch 
Dentalketten aus Gründen des Pa-
tientenschutzes Kammermitglieder 
sein. Dieses Signal geht von Wien 
aus!“ 

Quelle: BZÄK
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